
Es kann festgestellt werden, daß diese Tagung der 
Sektion Strafrecht einen wichtigen Beitrag zur Klä­
rung der mit dem Strafensystem im neuen Strafgesetz­
buch verbundenen Grundsatzfragen geliefert hat. Diese 
Klärung bildet eine gute Grundlage für die Diskussion 
über weitere Einzelfragen. Einige schriftlich vorberei­
tete Diskussiönsbeiträge konnten auf dieser Tagung aus 
Zeitmangel nicht mehr vorgetragen werden. Ihre Ver­
öffentlichung erfolgt zusammen mit den anderen Mate­
rialien als Protokoll der Tagung.
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sollte, auch die Untersuchungshaft erzieherisch zu 
gestalten. ■
ln seinem Schlußwort hob Renneberg hervor, daß 
über den Inhalt der Regelung des Strafensystems im 
neuen Strafgesetzbuch grundsätzlich Einverständnis be­
stehe, daß es aber zu Einzelfragen dieser Regelung 
noch weiterer Diskussionen bedürfe. Hauptaufgabe sei 
es. die Wirksamkeit der gesellschaftlichen Kräfte zu 
erhöhen und das Vertrauen in die Kraft der gesell­
schaftlichen Organisationen und Kollektive zu stärken.

Der allmähliche Übergang von Funktionen einiger 
staatlicher Organe auf gesellschaftliche Organisationen, 
das Wachstum des Bewußtseins der sowjetischen Bür­
ger und die Notwendigkeit, einen entschiedenen Kampf 
gegen gesellschaftsgefährliche Erscheinungen zu führen, 
die dem Aufbau des Kommunismus hinderlich sind, 
verleihen der erweiterten Teilnahme der Werktätigen 
am Schutz der öffentlichen Ordnung und an der Aus­
übung der Rechtsprechung eine besondere Bedeutung. 
Unter den gegenwärtigen Verhältnissen der Entwick­
lung der sowjetischen Demokratie hängen die erfolg­
reiche Ausübung der Rechtsprechung und die Verstär­
kung der erzieherischen Rolle des Gerichts vom engen 
Kontakt der Gerichtsorgane mit den gesellschaftlichen 
Organisationen und den Kollektiven der Werktätigen 
und deren Unterstützung im Kampf gegen Rechtsver­
letzungen ab.

Im Beschluß des XXI. Parteitags der KPdSU wird 
speziell auf die Rolle der Öffentlichkeit bei der Gewähr­
leistung der Einhaltung der Regeln des sozialistischen 
Zusammenlebens, beim Schutz der öffentlichen Ordnung, 
der Rechte der Bürger und bei der Verhütung von 
Verbrechen hingewiesen.

Eine der zahlreichen Formen der Heranziehung der 
Öffentlichkeit zur Lösung dieser Aufgaben ist die Teil­
nahme von gesellschaftlichen Anklägern und gesell­
schaftlichen Verteidigern am Gerichtsverfahren. Rechts­
grundlage für ihre Tätigkeit ist Art. 41 der Grundlagen 
des Strafverfahrens der UdSSR und der Unionsrepu­
bliken von 1958, der festlegt, daß Vertreter gesellschaft­
licher Organisationen der Werktätigen auf Beschluß des 
Gerichts zur Teilnahme an der Gerichtsverhandlung von 
Strafsachen als gesellschaftliche Ankläger oder Verteidi­
ger zugelassen werden. Die Grundlagen der Gesetz­
gebung über die Gerichtsverfassung der UdSSR, der 
Unions- und der Autonomen Republiken von 1958 be­
stimmen in Art. 15, daß entsprechend der in der Ge­
setzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken fest­
gelegten Weise Vertreter gesellschaftlicher Organisatio­
nen die öffentliche Anklage und die Verteidigung vor 
Gericht ausüben können.

In dem 1959 veröffentlichten Entwurf des Gesetzes 
über die Erhöhung der Rolle der Öffentlichkeit im 
Kampf gegen die Verletzungen der sowjetischen Gesetz­
lichkeit und der Regeln des sozialistischen Gewerk- 
schaftslebens1 ist die Forderung enthalten, in verstärk-

l Die deutsche Übersetzung des Entwurfs 1st ln NJ 1960
S. 45 ff. veröffentlicht.

tem Maße Gerichtsverhandlungen unmittelbar in den 
Betrieben, auf Baustellen, in Sowchosen und Kolchosen 
unter Teilnahme von gesellschaftlichen Anklägern und 
gesellschaftlichen Verteidigern durchzuführen (Art. 11).

In den Gesetzen von 1958 werden die Leninsche Idee 
von der breiten Heranziehung der Werktätigen zur Aus­
übung der Rechtsprechung verwirklicht und die Weisun­
gen der Partei über die Mitwirkung der Öffentlichkeit 
bei der . Beseitigung gesellschaftsgefährlicher Erschei­
nungen in die Tat umgesetzt.

Die Entstehung des Instituts
der gesellschaftlichen Anklage und Verteidigung

Die Teilnahme gesellschaftlicher Ankläger und Ver­
teidiger am Gerichtsverfahren unterscheidet sich von 
anderen Formen der Mitwirkung der Öffentlichkeit im 
Kampf gegen Rechtsverletzungen dadurch, daß sie im 
entscheidenden Stadium des Gerichtsverfahrens, un­
mittelbar vor der Urteilsfällung, erfolgt. Darum muß 
diese Tätigkeit in der Strafprozeßgesetzgebung genauer 
geregelt werden.

Das Institut der gesellschaftlichen Anklage und der 
gesellschaftlichen Verteidigung am sowjetischen Gericht 
ist nicht neu. Bereits in der Periode nach der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution wurden durch ein 
Dekret des Rates der Volkskommissare vom 24..Novem- 
ber 1917 alle unbescholtenen Bürger vom Stadium des 
Untersuchungsverfahrens an als Ankläger und Vertei­
diger zugelassen. Diese Möglichkeit, daß ein beliebiger 
Bürger als Ankläger und Verteidiger auftreten konnte, 
war Ausdruck der rechtsgestaltenden Tätigkeit des Vol­
kes und der Initiative der werktätigen Massen, die an 
der Schaffung der neuen, revolutionären Gesetzlichkeit 
und am größtmöglichen Schutz der neuen öffentlichen 
Ordnung interessiert waren. In einer ganzen Reihe von 
Gerichtsprozessen jener Zeit traten sowohl gesellschaft­
liche Ankläger als auch gesellschaftliche Verteidiger auf.

Obwohl die Grundlagen des Strafverfahrens der 
UdSSR und der Unionsrepubliken von 1924 (Art. 18), die 
Strafprozeßordnung der RSFSR (Art. 50 und 53) und die 
entsprechenden Artikel der StPO der anderen Sowjet­
republiken ebenfalls die gesellschaftliche Anklage und 
die gesellschaftliche Verteidigung vorsahen, hörte ihre 
Teilnahme in den Gerichtsverhandlungen jedoch von 
der Mitte der 30er Jahre an faktisch auf.* S. 2

2 M. L. Schitman, Der Staatsanwalt im Strafprozeß, Moskau 
1948, S. 29 (russ.).
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